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Mitglieder-Info Nr. 59/2012 
 

Ergebnisse der 89 Konferenz der Ministerinnen und M inister, Senatorinnen und Se-
natoren für Arbeit und Soziales der Länder am 28./2 9.11.2012 in Hannover 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich übersende Ihnen als Anlage Auszüge aus dem inzwischen veröffentlichten Ergebnis-
protokoll der 89. ASMK. 

Ich gehe davon aus, dass folgende Tagesordnungspunkte für uns besonders interessant 
sind und habe daher die entsprechenden Auszüge aus dem Protokoll beigefügt: 

 

• TOP 5.6 Weiterentwicklung der Pflegepolitik (S. 20 – 21), 

• TOP 5.9 Einbeziehung weiterer Personengruppen in die gesetzliche Krankenversi-
cherung, soweit sie nicht über einen anderweitigen Versicherungsschutz verfügen 
(S. 26), 

• TOP 5.10 Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe und Vorarbeiten für ein Bun-
desleistungsgesetz (S. 27 – 28), 

• TOP 5.18 Verstetigung der „Initiative Inklusion“ (S. 75), 

• TOP 7.20 Bekämpfung von Langzeitleistungsbezug im SGB II – Neue Wege für 
arbeitsmarktferner Personen (S. 111 – 112), 

• TOP 9.1 Bauordnungsrechtliche Behandlung von Wohnformen für Menschen mit 
Pflege- und Betreuungsbedarf (S. 181). 
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Unter TOP 5.10 (Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe und Vorarbeiten für ein Bun-
desleistungsgesetz) wurde Folgendes beschlossen: 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Sozia-
les der Länder nehmen das Grundlagenpapier der Bund-Länder-AG zur Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe zur Kenntnis. 

2. Die ASMK begrüßt die Vereinbarung zum Fiskalpakt, wonach Bund und Länder 
unter Einbeziehung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ein neues Bundesleis-
tungsgesetz in der nächsten Legislaturperiode erarbeiten und in Kraft setzen. Die 
ASMK begrüßt die Bereitschaft des Bundes, sich an den Kosten einer der Gestalt 
weiterentwickelten Eingliederungshilfe zu beteiligen. 

3. Die ASMK beauftragt eine Länder-Arbeitsgruppe auf der Basis des von Bund und 
Ländern gemeinsam erarbeiteten Grundlagenpapiers zur Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfe und der nachfolgenden Anforderungen an ein Bundesleis-
tungsgesetz, eine Konzeption für ein Bundesleistungsgesetz unter Einbeziehung 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen zu erarbeiten und der 90. ASMK darüber zu 
berichten. Die JFMK wird gebeten zu prüfen, ob sie bis zu 4 Länder in die Arbeits-
gruppe entsendet, damit die Auswirkungen und Wechselwirkungen im Hinblick auf 
die Ergebnisse der Länder-Arbeitsgruppe zur „Große Lösung SGB VIII“ entspre-
chend berücksichtigt werden können.  

 

Das Bundesleistungsgesetz soll im Sinne einer Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe, 
insbesondere folgenden Anforderungen genügen: 

 

• Kostenübernahme des Bundes für die Eingliederungshilfe und damit Entlastung 
der Länder und Kommunen. Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 
Stärkung der Rechte von Menschen mit Behinderung bei der Festlegung und Um-
setzung ihrer Leistungsansprüche. Verstärkte Einbeziehung der Betroffenen und 
ihrer Wünsche bei der Feststellung des notwendigen Unterstützungsbedarfs.  

• Loslösung der Leistungen der Eingliederungshilfe vom System der Sozialhilfe. 
Maßstab für die Leistungserbringung soll der individuelle Bedarf des einzelnen 
Menschen mit Behinderung sein, z. B. in Form der persönlichen Assistenz. 

• Konzentration der Eingliederungshilfe auf ihre (fachlichen) Kernaufgaben. Das be-
deutet insbesondere Trennung von existenzsichernden Leistungen und Eingliede-
rungshilfeleistungen. 

• Verbesserung der Lebenssituation von Menschen mit Behinderung. Als Ziel wird 
angestrebt, Menschen mit Behinderung bei der Finanzierung der erforderlichen 
Eingliederungshilfeleistungen soweit wie möglich vom Einsatz eigenen Einkom-
mens und Vermögen freizustellen. Dazu gehört, den behinderungsbedingten 
Mehraufwand zu erstatten und gleichzeitig das individuelle Leistungsvermögen an-
gemessen zu berücksichtigen. 

• Etablierung bundesweit einheitlicher Maßstäbe und Kriterien für ein Gesamtplan-
verfahren unter Einbeziehung aller beteiligten Sozialleistungsträger. 
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• Die Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben müssen flexibilisiert und personenzentriert 
ausgestaltet und stärker auf eine Vermittlung auf dem ersten allgemeinen Arbeits-
markt ausgerichtet werden. 

 

• Die Wechselwirkungen zur sozialen Pflegeversicherung und anderen sozialen Si-
cherungssystemen sind zu berücksichtigen.  

Die Auswirkungen und Wechselwirkungen im Hinblick auf Ergebnisse der Länder-
Arbeitsgruppe zur „Große Lösung SGB VIII“ sind zu prüfen und einzubeziehen. 

 

Das gesamte Protokoll der 89. ASMK können Sie auf der Internetseite des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration herunterla-
den (www.asmk2012.niedersachsen.de). 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.:  

Matthias Krömer 


